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Fachinformation 2009-11-04:
Unternehmererklärung nach EnEV 2009

Wer nach § 26a EnEV 2009 geschäftsmäßig an oder in bestehenden Gebäuden u.a. Arbeiten zur Änderung von Außenbauteilen oder zur Dämmung oberster Geschossdecken durchführt, hat dem Eigentümer unverzüglich nach Abschluss der Arbeiten schriftlich zu bestätigen, dass die von ihm geänderten oder eingebauten Bau- oder Anlagenteile den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen. Diese sog. Unternehmererklärung ist vom Eigentümer mindestens fünf Jahre aufzubewahren. Der Eigentümer hat sie der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen (Verordnungstext im Anhang).
Der Bundesverband Holz und Kunststoff (BHKH) empfiehlt dazu das Ausstellen einer Einzelbescheinigung (Variante 1) oder die Abgabe der Erklärung als Bestandteil der Rechnung (Variante 2). Die untenstehenden Vorlagen wurden im BHKH-Arbeitskreis Recht sowie im Bundesfachbeirat Fenster und Fassade entwickelt und abgestimmt. „Ein Fachbetrieb, der die Erklärung nicht oder falsch abgibt, begeht eine Ordnungs-widrigkeit und muss mit einer Geldstrafe von bis zu 15.000 Euro rechnen,“ so Thomas Kwapich, Bereichs-leiter Energieeffiziente Gebäude bei der Deutschen Energie-Agentur dena (Quelle: www.zukunft-haus.info).
Variante 1: Als eigenständige Einzelbescheinigung
Unternehmererklärung nach § 26a Abs. 1 EnEV 2009

 Hiermit bestätigen wir
  (Firmenbezeichnung)
  (Straße, Hausnummer)




(Postleitzahl, Ort)
 dem Eigentümer

  (Name, Vorname, sonstige Bezeichnung)

  (Straße, Hausnummer)




(Postleitzahl, Ort)
 dass die von uns an dem Gebäude
  (Straße, Hausnummer – sofern nicht identisch mit obigen Angaben – Postleitzahl, Ort)

 geänderten oder eingebauten Bau- oder Anlagenteile den Anforderungen der
 Energieeinsparverordnung 2009 entsprechen.

  (Ort, Datum)





(Unterschrift)
Variante 2: Als Bestandteil der Rechnung (Angaben zu Firma, Eigentümer oder Gebäude nicht notwendig)
Unternehmererklärung nach § 26a Abs. 1 EnEV 2009

 Hiermit bestätigen wir, dass die von uns geänderten oder eingebauten Bau- oder

 Anlagenteile den Anforderungen der Energieeinsparverordnung 2009 entsprechen.

  (Ort, Datum)





(Unterschrift)
          Dipl.-Ing. (FH) Rainer Kemner

Anhang 1: 

Energieeinsparverordnung EnEV 2009 – Auszug
§ 26a Private Nachweise
(1) 
Wer geschäftsmäßig an oder in bestehenden Gebäuden Arbeiten
1. 
zur Änderung von Außenbauteilen im Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 1,

2. 
zur Dämmung oberster Geschossdecken im Sinne von § 10 Abs. 3, auch in Verbindung mit 

Abs. 5, oder

3. 
zum erstmaligen Einbau oder zur Ersetzung von Heizkesseln und sonstigen Wärmeerzeugersystemen nach § 13, Verteilungseinrichtungen oder Warmwasseranlagen nach § 14 oder Klimaanlagen oder sonstigen Anlagen der Raumlufttechnik nach § 15 

durchführt, hat dem Bauherrn oder dem Eigentümer unverzüglich nach Abschluss der Arbeiten schriftlich zu bestätigen, dass die von ihm geänderten oder eingebauten Bau- oder Anlagenteile den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen (Unternehmererklärung).
(2) 
Mit der Unternehmererklärung wird die Erfüllung der Pflichten aus den in Absatz 1 genannten Vorschriften nachgewiesen. Die Unternehmererklärung ist von dem Eigentümer mindestens fünf Jahre aufzubewahren. Der Eigentürmer hat die Unternehmererklärung der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.
Anhang 2: 

Begründung zur EnEV Novelle vom 18.04.2008* – Auszug
Zu § 26a Private Nachweise
§ 26a führt die Unternehmererklärung für die Fälle ein, in welchen in einem Bestandsgebäude heizungs-, lüftungs-, und klimatechnischen Anlagen oder Warmwasseranlagen oder Teile davon ersetzt oder erstmalig neu eingebaut werden, sowie bei der Änderung von Außenbauteilen und der Dämmung oberster Geschossdecken. 
Die Regelung greift auf erprobte Vorbilder im Landesrecht zurück. Sie bezieht sich jedoch nur auf den Gebäudebestand. Für den Neubau soll der Regelungsgegenstand auf Grund der Nähe zum Bauordnungsrecht bei den Ländern überlassen werden. 
Durch die Einführung der Unternehmererklärung soll sichergestellt werden, dass die Anforderungen der Energieeinsparverordnung beachtet werden. Gleichzeitig erübrigt sich die Einführung aufwendiger und schwerlich praktikabler behördlicher Kontrollen. Dies führt zur Ersparnis von Kosten sowohl für den Bauherrn als auch für die zuständigen Baubehörden.

Zu § 26a Abs. 1

Eine Unternehmererklärung ist erforderlich, wenn die in § 26a genannten Arbeiten geschäftsmäßig durchgeführt werden. 
Für die Unternehmererklärung ist Schriftform vorgesehen. Auf ein Formblatt soll bewusst verzichtet werden. 
Inhaltlich soll die Erklärung die getätigten Arbeiten beschreiben und dessen Konformität mit den in der EnEV genannten Anforderungen bestätigen; dies kann auch auf der Rechnung selbst geschehen, die aus steuer-rechtlichen Gründen ohnehin auszustellen ist. Damit soll dem verpflichteten Eigentümer die Möglichkeit gegeben werden, den Nachweis zu führen, dass er den in Absatz 1 genannten Pflichten nachgekommen ist.
Zu § 26a Abs. 2

Absatz 2 sieht eine auf fünf Jahre befristete Aufbewahrungs- und Vorlagepflicht vor. Die Dauer der Frist lehnt sich an die Aufbewahrungsfrist für Nachweisdokumente in § 11 des Entwurfs der Bundesregierung für ein Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz an. 
Sie ermöglicht es der zuständigen Behörde, nach Fertigstellung der Arbeiten einen Nachweis über die EnEV-konforme Durchführung zu verlangen. 
Die Pflicht zur Aufbewahrung besteht auch für den Rechtsnachfolger. Damit soll gewährleistet werden, dass die Fünf-Jahres-Frist bei einem vorzeitigen Verkauf nicht unterschritten werden kann, sondern auf den Käufer übergeht.
*
Die Begründung aus 2008 bezog sich auf eine ältere Entwurfsfassung, die leicht von der jetzt gültigen Beschlussfassung der EnEV 2009 abweicht.















